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Berlin, den 24.11.01

An den

Parteivorstand Bündnis 90/ Grüne

Vorstand Landesbezirk Berlin

Spandauer Grüne

Annelie Buntenbach, Christian Ströbele u.a.

Ein schwieriger Brief wäre dies unter normalen Bedingungen. Aber nach dem Rostocker Parteitag fällt er leicht, weil die Delegierten die Begründung für die Mitteilung geliefert habt, die ich Euch mit diesem Brief zukommen lassen muss: Ich trete mit sofortiger Wirkung aus der Partei „Bündnis 90/ Die Grünen“ aus. 

Der entscheidende Grund für meinen Entschluß ist die Unterstützung des Kriegs gegen Afghanistan durch die Grüne Partei. Dass die grünen Regierungsmitglieder den Krieg unterstützen, hat mich nicht gewundert; dass die Fraktion zum Krieg „Ja“ sagt, zeigt nur wie perspektivlos grüne Politik geworden ist. Sie lässt sich auf Erpressungen ein. Dass nun der Parteitag mit – wie in den Medien zu lesen war – „standing ovations“ dem Kurs des Aussenministers und der Fraktion folgt, ist ein Zeichen dafür, dass für Leute wie mich in dieser grünen Partei kein Platz mehr ist.

Gemeinsam ist uns allen die Einsicht in die Notwendigkeit des Kampfes gegen den Terrorismus und die Bereitschaft, diesen mit den angemessenen Mitteln zu führen. Doch glaubt jemand im Ernst daran, dass der Krieg gegen ein Land, auch wenn einem die Regierung nicht passt, angemessen ist, zumal hohe Opfer auch unter der Zivilbevölkerung zu beklagen sind?

Ich schreibe diesen Brief auch mit Wehmut, denn ich gehörte in den späten 70er, frühen 80er Jahren zu den Gründungsmitgliedern der damaligen „Alternativen Liste“ in Berlin. Man tritt ja nicht einfach aus einem Projekt aus, das man ein wenig – auch schon vor der formellen Gründung – mitgestaltet hat, um so weniger, wenn man nicht weiß, wo man nach dem Austritt hintreten soll. Dennoch bin ich erleichtert, denn eine Partei ist mir fremd geworden, deren Wirtschafts- und Sozialpolitik eher konservativ-liberale Positionen als sozialökologische Ideen geleitet haben und die sich als Friedenspartei verabschiedet hat. Der Feldzug gegen den Terrorismus nicht der erste Militäreinsatz mit grünem Segen. Der Krieg im Kosovo hat bereits grüne Unterstützung gefunden. Wie jeder Krieg, hat auch dieser ein Desasaster hinterlassen. In diesem Fall ein Protektorat, dessen Verwalter noch nicht einmal die Rechte der Bürgerinnen und Bürger schützen können. Besonders schrecklich ist es, dass diese Folge eines Interventionskrieges nicht aufgearbeitet wird. Im Gegenteil, die Delegierten haben sich von Fischer wie schon in Bielefeld am Nasenring durch die Manege ziehen lassen. Und kaum jemand hat den Schmerz empfunden. 

Das ist beschämend und würdelos, wenn man von den wenigen Abweichlern absieht, die ja dafür mit Marginalisierung gestraft werden. Vielleicht versteht Ihr, dass ich mir dies nicht antun möchte. Auch ausserhalb der grünen Partei kann man ja politisch aktiv sein.

Die Kriegführung gegen eines der ärmsten Länder der Welt, in die sich die Grünen mit ihren formellen Beschlüssen unter dem Etikett „Kampf gegen den Terrorismus“ eingliedern, ist weder militärisch sinnvoll noch politisch klug und vorausschauend, noch moralisch akzeptabel, auch mit rabulistischen Verdrehungen nicht. Der „gerechte Krieg“, auf den sich Fischer in seiner Rede berufen hat, ist eine theologische Konstruktion aus dem 16. Jahrhundert. Aber nach UNO-Charta gibt es nur einen Kriegsgrund: die legitime Verteidigung gegen einen Angriff von aussen. Die Bundesrepublik Deutschland ist niemals von aussen angegriffen worden, weder von Jugoslawien noch von Afghanistan. 

Der Kampf gegen Menschenrechtsverletzungen darf nicht mit Menschenrechtsverletzungen („Kollateralschäden“ genannt) geführt werden, und der Kampf gegen den Terror kann und darf nicht mit Terror geführt werden. Das sagen selbst einige Noch-Grüne, wenn sie die Verwendung der international geächteten Splitterbomben kritisieren. Die nächste Generation von Terroristen wird erzeugt, die weder Luftwaffe noch Streubomben etc. besitzt, sondern nur ihren eigenen Körper zur Bombe machen kann. Das ist individuell schrecklich und gesellschaftlich eine Tragödie mit unabschätzbaren politischen Konsequenzen. Es ist nicht sichtbar, dass sich der grüne Außenminister dieser Tiefenwirkung seiner Politik bewusst ist; er scheint sie zu verdrängen.

Auch die Breitenwirkung spielt im grünen Raisonnement keine Rolle. Die USA begreifen ja den Krieg gegen Afghanistan als eine Art Ouvertüre für Kreuzzüge gegen andere Länder, und es scheint so, wenn man die Medien aufmerksam verfolgt, als ob sich die Bundeswehr auf eine aktive Beteiligung am Horn von Afrika und anderswo vorbereitet. Das rot-grüne Bündnis ist derzeit dabei, sich in „unverbrüchlicher“, „unbedingter“ etc-Solidarität (den Begriff wird man in Zukunft nur noch mit spitzen Fingern anfassen können) in einen dritten Weltkrieg zu begeben. Kluge und grüne Politik wäre es, sich dieser aufgeherrschten Logik nicht auszuliefern, auch nicht indem man einer Erpressung nachgibt.

Es ist witzlos, dies alles in diesem Brief mitzuteilen. Denn das meiste ist in ausführlichen Analysen, Schriftsätzen, Artikeln und Pamphleten schon besser gesagt worden. Auch Teile der Fraktion und Teile der Partei wissen dies. Einige haben dem dominanten Neoliberalismus so weitgehend nachgegeben, dass sie nichts dabei finden (und vielleicht sogar nichts dabei empfinden), wenn eine Bevölkerung terrorisiert wird. Ja , wird man sagen, die Taliban seien ein schreckliches Regime und es sei befreiend, dass sie weg sind. Stimmt, aber man hätte ihnen den Krieg unter Beachtung der UNO-Charta erklären müssen, und das genau ist nicht geschehen. Und wenn jedes schreckliche Regime auf Erden in die Steinzeit gebombt werden soll, dann droht der unendliche Krieg. Krieg des Nordens, der die Zivilisation für sich in Anspruch nimmt, gegen den Süden. 

Ich bin bislang in der Partei geblieben und dem Prinzip Hoffnung gefolgt, dass die Anpassung der grünen Partei an den mainstream doch nicht von einer breiten Mehrheit der Partei getragen würde. Auch fühle ich mich mit vielen in der Partei immer noch sehr verbunden – im übrigen nicht nur mit Leuten vom „linken“ Flügel, sondern auch mit einigen „Realos“. Doch nach dem Rostocker Beschluß, der die politisch unsägliche und moralisch in jeder Hinsicht verwerfliche Entscheidung der Fraktion absegnet („akzeptiert“ – welch ein dummer Euphemismus!), hat die Partei den Rubicon überschritten. In Richtung eines Kriegs in Permanenz, dessen Rationale nicht die Bekämpfung des Terrorismus ist (der nicht staatlich organisiert ist und in den USA und Westeuropa seine bedeutendsten Knotenpunkte hat, die aber niemand zu bombardieren beabsichtigt). Dass sich die Delegierten in Rostock als „Friedenspartei“ ausgegeben haben, wird als hilfloser Zynismus zu verbuchen sein, so wie Kuhn die Demonstranten gegen den Krieg als „hilflose Pazifisten“ gescholten hat. Ganz unter den Tisch, auf dem weiter der Müsli-Topf stehen mag, fällt dabei der unappetitliche Sachverhalt, dass es möglicherweise auch um die Ölversorgung eines Produktions- und Konsummodells (um die Verteidigung der „westlichen Werte“) geht, durch das gerade die Bedingungen der Ungleichheit und Ungerechtigkeit in der Welt erzeugt und aufrecht erhalten werden, die für den Terror mitverantwortlich sind. 

Grüne Parteistrategen lieben offenbar das Wort, sie seien inzwischen in der BRD (und im 21. Jahrhundert) „angekommen“. Der Igel konnte dem Hasen immer zurufen „Ick bün all do“. Wer angekommen ist, hat das Ende der Geschichte erreicht. Nachdenken ist dann überflüssig, weil Alternativen nicht mehr erarbeitet werden müssen. Dann reicht es, Senf für das Wurstebrot der Parteilinie zu liefern. Vielleicht ist das ein Grund für die Langeweile und Sterilität der grünen Programmdebatte. 

Ich würde erleichtert sein, wenn ich mit meiner bitteren Einschätzung der grünen Partei (nicht des grünen Projekts, von dem sich die Partei verabschiedet) irre. Also arbeitet an der Falsifikation. Ich würde sehr gern wieder einen Antrag auf Mitgliedschaft einreichen, wenn dafür die Voraussetzungen gegeben sind. Diese muss die grüne Partei schaffen. Vielleicht nach der nächsten Wahl....

Erleichtert und freundlich grüßt

